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(3) Das zuständige Finanzorgan hat für schnellste 
Klärung und Abwicklung dieser Beträge Sorge zu 
tragen. Die geklärten Beträge sind unverzüglich auf 
das Konto der empfangsberechtigten Stelle zu über­
weisen.

(4) Ungeklärte Beträge sind sechs Monate nach Ein­
gang auf das Haushaltseinnahmekonto des Einzelplanes 
— Finanzen —, bei Gemeinden bis 30 000 Einwohner 
auf das Haushaltseinnahmekonto, zu überweisen.

(5) Auf den Verwahrkonten sind außer den ungeklärten 
Beträgen auch die Beträge abzuwickeln, die nicht 
in den Haushalt gehören (Fremdgelder). Diese Beträge 
unterliegen nicht den Bestimmungen des Abs. 4.

(6) Eine direkte Überweisung der bei den zuständigen 
Ministerien zentral geplanten Mittel auf die Haushalts­
und Verwahrkonten der örtlichen Organe des Staates 
zur Verausgabung ist nicht zulässig. Überweisungen an 
die örtlichen Organe des Staates können nur durch 
Sonderfinanzausgleich erfolgen, der beim Ministerium 
der Finanzen zu beantragen ist.

Ausnahmen hiervon kann das Ministerium der 
Finanzen genehmigen.

(7) Die Regelung nach Abs. 6 gilt sinngemäß auch 
für die Bezirke und Kreise.

§ 12
(1) In Ausnahmefällen kann die Deutsche Notenbank 

nach Genehmigung des Finanzorgans für Haushalts­
organisationen Sonderverwahrkonten eröffnen.

(2) Sonderverwahrkonten dürfen nur eröffnet werden, 
wenn ein besonderes Bedürfnis vorliegt und die Ver­
wahrung der anfallenden Fremdgelder nicht auf dem 
Verwahrkonto des Finanzorgans erfolgen kann.

§ 13
Verwahrkonten und Sonderverwahrkonten sind Sal­

denkonten. Im übrigen gelten für ihre Eröffnung und 
Führung die Bestimmungen über die Eröffnung und 
Führung von Haushaltskonten sinngemäß. §

§ 14 •
(1) Zur Bestreitung kleinster Ausgaben und zur An­

nahme kleinerer Beträge (Gebühren usw.) können von 
den Haushaltsorganisationen Bürokassen unterhalten 
werden.

in größerer Entfernung von ihm liegen, ihre Bar­
einnahmen wöchentlich abliefern. Sofern die Ein­
nahmen jedoch 100 DM erreichen, sind sie sofort ein­
zuzahlen.

(8) Die vereinnahmten Beträge dürfen nicht für Bar­
ausgaben im Rahmen der Bürokasse verwendet werden.

(9) Haushaltsorganisationen, bei denen das Bargeld­
limit über 50 DM beträgt, führen für die Bürokasse 
ein Kassenbuch in einfachster Form, aus dem die Bar-r 
einnahmen, Barausgaben und der Bestand an Bargeld 
zu ersehen sind.

Bei einem Bargeldlimit bis zu 50 DM kann dieses 
Kassenbuch entfallen.

V. Schlußbestimmungen
§ 15

Das Ministerium der Finanzen kann im Einvernehmen 
mit der Deutschen Notenbank Ausführungsanweisungen 
zur Kassenordnung erlassen.

§ 16
(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer 

Verkündung in Kraft.
(2) Alle entgegenstehenden Anordnungen und An­

weisungen und die Erste Durchführungsbestimmung 
vom 18. April 1951 zu dem Gesetz über die Reform des 
öffentlichen Haushaltswesens — Kassenordnung für die 
Deutsche Demokratische Republik — (GBl. S. 349) werden 
außer Kraft gesetzt.
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(2) Ausgaben aus der Bürokasse dürfen nur auf 
Grund von schriftlichen Ausgabeanordnungen geleistet 
werden.a

(3) Die Mittel für die Bürokasse sind aus Haushalts­
mitteln zu entnehmen.

(4) Die Höhe der aus dem Haushalt zu entnehmenden 
Beträge (Bargeldlimit) richtet sich nach der Größe und 
den Aufgaben der Haushaltsorganisationen und ihrer 
Entfernung vom Sitz des kontoführenden Kredit­
instituts.

(5) Das zuständige Finanzorgan setzt im Einver­
nehmen mit der Deutschen Notenbank die Höhe des 
zulässigen Bargeldlimits fest und erteilt die Genehmi­
gung zur Führung von Bürokassen.

(6) Die Einnahmen der Bürokassen sind täglich auf 
das Haushaltseinnahmekonto einzuzahlen.

(7) Das zuständige Finanzorgan kann genehmigen, 
. daß Haushaltsorganisationen, die sich nicht am Sitz des

kontoführenden Kreditinstituts befinden oder räumlich

Auf Grund der §§ 6 und 11 des Gesetzes vom 
25. November 1953 zum Schutze der Kultur- und Nutz­
pflanzen (GBl. S. 1179) wird folgendes bestimmt:

§ 1
(1) Zur Bekämpfung von Krankheiten und Schäd­

lingen der Obstbäume und -sträucher sind die Eigen­
tümer und Nutzungsberechtigten von Obstbäumen und 
-sträuchern verpflichtet, spätestens bis zum 31. März 
jeden Jahres j

a) die abgestorbenen oder im Absterben begriffenen 
Obstbäume und -sträucher zu beseitigen und zu 
verbrennen. Dasselbe gilt für Obstbäume und 
-sträucher, die von Krankheiten oder Schädlingen 
so stark befallen sind, daß Bekämpfungsmaßnah­
men nicht mehr zweckmäßig sind;

b) die Obstbäume und -sträucher sachgemäß auszu­
lichten, dürre, absterbende Äste und Astteile, 
Misteln und Kirschenhexenbesen zu entfernen 
sowie die Obstbäume und -sträucher von Moosen, 
Flechten und alter Borke zu säubern;

»


